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Beschluss
Annahmemit Änderungen

Für gute Arbeit. Für Brandenburg. Für Dich.

Der Landesparteitag der SPD Brandenburg stellt fest:

Die 32-jährige Entwicklung des Landes Brandenburg seit seiner Wiedergründung im Jahr 1990 ist eine Erfolgsge-

schichte. Es ist unbestritten, dass dieser erfolgreiche Weg insbesondere nach den massiven Umbrüchen und der

darauffolgenden Transformation zu Beginn der 1990er Jahre von den Menschen in Brandenburg hart erarbeitet

wurde. Aus dieser Entwicklung ist ein stabiler Mittelstand erwachsen, der sich trotz einiger Krisen in den vergan-

genen Jahrenals robuste Säule desArbeitsmarktes erwiesenhat. Trotz dermassivenDeindustrialisierungnachder

Wende ist es gelungen,wichtige Standorte undUnternehmen im Land zu halten (bspw. PCK, EKO Stahl, Riva Stahl,

CEMEX Zementwerk Rüdersdorf, Mercedes Benz Ludwigsfelde, GMB Zschernitz) oder neu anzusiedeln. Besonders

positive Beispiele für eine erfolgreiche Ansiedlungspolitik sind Rolls-Royce in Dahlewitz, BASF in Schwarzheide

und die jüngsten Ansiedlungen vonMicrovast in Ludwigsfelde, RockTech in Guben und nicht zuletzt auch Tesla in

Grünheide. Im anstehenden sozial-ökologischen Transformationsprozess, wie wir ihn beispielhaft am Industrie-

und Energiestandort Schwedt/Oder erleben, werden wir die Betriebe und ihre Beschäftigten begleiten und un-

terstützen. Mit dem Strukturstärkungsgesetz wird der Strukturwandel in der Lausitz auf einen erfolgreichen Pfad

gesetzt und mit der Erweiterung des Bahnwerkes in Cottbus entsteht ein weiterer Pfeiler neuer Industriearbeits-

plätze. Das sind lang gesäte Früchte sozialdemokratischer Arbeitsmarkt- undWirtschaftspolitik.

Die Beschäftigtenzahl sowie der Anteil der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten sind seit dem Jahr 2011

fortwährend gestiegen. Die Zahl der Erwerbstätigen in Brandenburg betrug im 1. Quartal 2022 1.125.100. Hatte die

Arbeitslosenquote im Land im Januar 1998mit 20,9% ihrenHöchststand erreicht, konnte für den September 2022

eine Quote von 5,7 % verzeichnet werden. Auch die Anzahl der atypischen Beschäftigungsverhältnisse ist in Bran-

denburg in den letzten Jahren kontinuierlich zurückgegangen. In der Lohnentwicklung sind Fortschritte erzielt

worden.Während der durchschnittliche Bruttomonatsverdienst im Jahr 2011 noch bei 2.737 Euro lag, erhielten die

Brandenburgerinnen und Brandenburger im Jahr 2021 durchschnittlich 3.459 Euro. Auch wenn Brandenburg da-

mit über dem Durchschnitt der neuen Bundesländer liegt, sind wir vom Bundesdurchschnitt noch weit entfernt

und ein Drittel der Erwerbstätigen zu den Geringverdienenden zählt. Das betrifft im Besonderen in Teilzeit ar-

beitende Frauen. Mit der Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro seit dem 1. Oktober 2022 steuern

wir dagegen. Davon profitieren allein in Brandenburg über 28 % der Beschäftigten, über 300.000 Menschen, die

hart arbeiten, ihre Familien versorgen müssen und einen anständigen Lohn verdient haben. Für diese Menschen

bedeutet der Mindestlohn von 12 Euro eine Lohnsteigerung um bis zu über 20 % im Vergleich zu 2021.

Seit bald drei Jahren steht unser Land vor der besonderenHerausforderung andauernder Krisenbewältigung, wel-

che die Bürgerinnen und Bürger im Land und die Unternehmerinnen und Unternehmer vor die größte Bewäh-

rungsprobe seit der Wiedervereinigung stellt. Schon die Corona-Pandemie und die damit verbundenen Eindäm-

mungsmaßnahmenstelltenWirtschaft undBeschäftigte vor großeHerausforderungen. Brandenburg ist dankwir-

kungsvoller Instrumente, wie dem Kurzarbeitergeld und Wirtschaftshilfen mit Überbrückungs- und Soforthilfen

gut durch die schweren Corona-Jahre gekommen.

Die Folgen des völkerrechtswidrigen Angriffskriegs Russlands gegen die Ukraine erreichen auch uns in Branden-

burg. Die Energiekrise, unterbrochene Lieferketten, steigende Kosten für Rohstoffe und Material, sowie die infol-

gedessen steigende Inflation haben uns mit aller Härte erreicht.
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Der Dauerkrisenmodus nagt an der Substanz vieler und es ist nachvollziehbar, dass Existenzängste hervorgerufen

und Erinnerungen an die Strukturbrüche nach 1989 wach werden. Vor diesem Hintergrund müssen wir alles tun,

um Beschäftigte in Arbeit zu halten und Bürgerinnen und Bürger mit kleinen und mittleren Einkommen durch

steuerliche Maßnahmen, Direkt- und Einmalzahlungen und mehr Geld für Familien zu unterstützen. Mit den

Entlastungspaketen und dem 200Milliarden Euro-Abwehrschirm der Bundesregierung sowie dem Brandenburg-

Paket des Landes haben wir dazu wichtige Programme auf denWeg gebracht und sind davon überzeugt, dass wir

auch diese Krise bestehen werden.

Wir müssen neben der aktuellen Krisenbewältigung aber auch die Zukunft im Blick behalten und denWeg hin zu

einer modernen, nachhaltigen und innovativen Gewinnerregion fortsetzen!

Zentrale Aufgabe ist dabei die Sicherung von Fach- undArbeitskräften im Land.Wirwerdenweder die aktuelle Kri-

se noch zukünftigeHerausforderungenmeistern, wenn es uns nicht gelingt, den Fachkräftebedarf unseres Landes

zu decken. Allein Brandenburg braucht in den nächsten Jahren gut 85.000 gut bezahlte Fachkräfte.

Die SPD Brandenburg fordert dazu:

 Auch 32 Jahre nach der Wiedervereinigung gibt es in vielen Tarifverträgen immer noch unterschiedliche Tarif-

gebiete. Oftmals werden in einem „Tarifgebiet Ost“ geringere Gehälter gezahlt und es ist eine höhere Wochen-

arbeitszeit zu erbringen. Wir fordern die Tarifparteien dringend auf und unterstützen die Gewerkschaften, diese

Praxis so schnell wie möglich zu beenden.

Wir haben im Mai 2021 den Vergabemindestlohn auf 13 Euro erhöht. 13 Euro als untere Haltelinie für alle, die im

Auftrag des Landes arbeiten. Wir sind unserer Verantwortung nachgekommen und schützen die Menschen vor

Lohndumping bei staatlichen Aufträgen.

Noch besser können wir Beschäftigte mit einer Tariftreueklausel im brandenburgischen Vergabegesetz schützen.

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber müssen nachweisen, dass sie sich mit der Bezahlung ihrer Mitarbeitenden an

den in der Branche einschlägigen Tarifvertrag halten oder – noch besser – sich gleich einem solchen Tarifvertrag

anschließen.

Wer die Arbeit von Betriebsräten erschwert oder gar verhindern will, handelt illegal. Die Vorschriften der inner-

betrieblichen demokratischen Mitbestimmung sind keine freiwilligen Leistungen, sondern gesetzlich geregelte

Rechte. Die Einstufung als Offizialdelikt –wie im Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung festgelegt –muss nun so

schnell wie möglich umgesetzt werden.

Besonders die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit stellt uns aber noch immer vor Herausforderungen. Hier

kam es zu pandemiebedingten Auswirkungen, die es erforderlichmachen, dass in diesemBereich in den nächsten

Jahren besondere Anstrengungen unternommen werden. Derzeit sind rund 39 Prozent der Arbeitslosen in Bran-

denburg länger als ein Jahr ohne Arbeit. Ihre Integration in den Arbeitsmarkt bleibt für uns einewichtige Aufgabe.

Wir begrüßen das neue Bürgergeld. Es wird von der Bundesregierung zum 1. Januar 2023 eingeführt. Damit über-

winden wir das Stigma der Hartz-Gesetzgebung. Eine Gesetzgebung, die zu ihrer Zeit einen mutigen Schritt be-

deutet hat, aber heute nicht mehr zeitgemäß ist und nicht mehr der Situation auf dem Arbeitsmarkt entspricht.

Die Nachfrage nach Fach- und Arbeitskräften in Brandenburg ist hoch. Ausbildung ist der Schlüssel zur Nach-

wuchssicherung für unsere Betriebe. Daher gilt es, Ausbildungsinteressierte mit unterschiedlichsten Voraus-

setzungen für eine berufliche Zukunft in Brandenburg zu gewinnen und auszubilden. Dabei sind ausdrücklich

auch Menschen mit Behinderungen, mit Flucht- oder Migrationshintergrund oder Studienabbrecherinnen und

-abbrecher gezielt anzusprechen.

Mit der Ausbildungsoffensive „Brandenburg will Dich! Hier hat Ausbildung Zukunft.“ wollen wir die Ausbildungs-

und Karrierechancen in Brandenburg weiterhin gut sichtbar machen. Zentral ist aber, dass die Ausbildungsberufe
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gesellschaftlich eine steigendeWertschätzungerfahren. EsmussAufgabeallen sozialdemokratischenRegierungs-

handelns sein, aktiv für die Ausbildung in Brandenburg zu werben.

JungeMenschen sollen in Brandenburg in ihre Ausbildung, ihr duales Studium oder in ihr Universitäts- oder Fach-

hochschulstudium starten können. Dazu gehört, dass wir in allen Regionen des Landes für Lebens- und Arbeits-

bedingungen sorgen, die es jungen Menschen ermöglichen, in ihrer Heimat zu bleiben oder in ihre neue Heimat

Brandenburg zu ziehen.Dazu zählt auchdie SchaffungvonWohnraumfür StudierendeundAuszubildende in allen

Regionen Brandenburgs.

Brandenburg braucht exzellente und innovative Fachkräfte für die regionale Wirtschaft. Hier setzen die dualen

Studienangebote an: Sie verknüpfen berufliche und akademische Qualifizierung, sie verknüpfen die Hochschulen

mit den Unternehmen vor Ort. Mit großem Erfolg: Vor zehn Jahren gab es gerademal vier duale Studienangebote

– heute sind es bereits 40, Tendenz weiter steigend. Um junge, gut ausgebildete Menschen im Land zu halten,

wollen wir die Kapazitäten in relevanten Studiengängen an den brandenburgischen Hochschulen ausbauen.

In Brandenburg gibt es sieben Präsenzstellen der Hochschulen und 26 Ansprechpartner. Sie sind Anlaufstellen für

Unternehmen, Schülerinnen und Schüler sowie Studierende. Sie informieren, beraten und koordinieren - und dass

entsprechend der jeweiligen Situation in den RegionalenWachstumskernen.

Umdie brandenburgischen SchülerinnenundSchüler bestmöglich auf eineAusbildungoder ein Studiumvorzube-

reiten, soll die beruflicheOrientierungweiterentwickeltwerden. Siemusspraxisnäher und verbindlicher gestaltet

werden und zwingend betriebliche Praktika beinhalten. Zudem sollen die jeweiligen regionalen Gegebenheiten

stärker Berücksichtigung finden und die berufliche Orientierung um digitale Angebote ergänzt werden.

Um einen nahtlosen Übergang aus der Schule in den Beruf zu ermöglichen, setzen wir uns dafür ein, dass das

Modell der Jugendberufsagenturen in Brandenburg künftig flächendeckend etabliert wird. Bereits jetzt habenwir

die Gründung von landesweit 12 Jugendberufsagenturen unterstützt.

Neben der Ausbildung junger Menschen in Brandenburg ist es für die Sicherung von Arbeits- und Fachkräften

entscheidend, dass ausländische Fachkräfte aktiv in ihren Heimatländern angesprochen werden, wenn sie dort

keine Jobperspektive haben. Menschen, die aufgrund einer Flucht- oder anderen Migrationserfahrungen bereits

in Brandenburg sind, müssen einfache Möglichkeiten zur Anerkennung ihrer Abschlüsse haben und unkompli-

ziert Fort- und Ausbildungsangebote wahrnehmen können. Sie helfen uns, den Arbeits- und Fachkräftebedarf zu

decken. Wichtig ist, dass die Verwaltungspraxis der Ausländerbehörden und der Jobcenter noch stärker darauf

ausgerichtet wird, die frühzeitige Integration und Vermittlung von ausländischen Arbeits- und Fachkräften in den

Arbeitsmarkt in den Fokus zu nehmen. Auch in den Betrieben und Kommunen müssen wir im Sinne einer Will-

kommenskultur Bedingungen schaffen, die dasAnkommenundBleiben für ausländischeBeschäftigte erleichtern.

Davon profitieren wir alle!

In den Jahren seit 1990 haben viele Brandenburgerinnen und Brandenburger ihre Heimat verlassen. Entweder

um die Welt zu erkunden, teilweise weil sie aufgrund der Arbeitsmarktsituation dazu gezwungen waren. Nicht

alle Ausgewandertenwerdenwir wieder nach Brandenburg zurückholen können. Aber es lohnt jede Anstrengung

gerade junge Menschen wieder für ihre alte Heimat als ihre neue Heimat zu begeistern. Rückkehrinitiativen sind

zu unterstützen und Rückkehrprogramme verstärkt aufzusetzen.

Die Digitalisierung verändert Berufsfelder und Tätigkeitsanforderungen in allen Branchen nachhaltig. Diesen

Wandel sollen die Beschäftigten mitgestalten können. Dafür braucht es eine Arbeitsmarktpolitik auf der Höhe

der Zeit, die den großen Änderungen in der Arbeitswelt Rechnung trägt.

Die Menschen erwarten zu Recht mehr Selbstbestimmtheit in ihrer Arbeit. Wir wollen den Wandel der Arbeits-

welt deshalb auch dafür nutzen,mehr Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu ermöglichen, die Gleichstellung der

Geschlechter voranzubringen und Selbstbestimmung im Erwerbsverlauf zu stärken.
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Die Potenziale der Digitalisierung und Automatisierung dürfen nicht zu höherem Leistungsdruck und Rundum-

überwachung der Beschäftigten führen. ‚New Work‘ soll die Chancen und die Potenziale der Digitalisierung für

neue Freiräume für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nutzen, ohne den Schutz zu verringern. Denn gute

Arbeitszeitpolitik ist Arbeitsschutzpolitik.

Wir müssen denWandel der Arbeit sozial gerecht gestalten, damit alle Beschäftigten am Fortschritt teilhaben. Im

Sinne des Leitziels „Gute Arbeit“ muss in der Arbeitswelt ein Transformationsprozess vorangetriebenwerden, um

den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weiterhin attraktive Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen bieten zu

können.

Das Regionale ZukunftszentrumBrandenburg bietet seit 2019 kleinenundmittlerenUnternehmen, ihrenBeschäf-

tigten sowie (Solo-)Selbstständigen branchenoffen und bedarfsorientiert Beratung und zielgruppenspezifische

Lehr- und Lernangebote an, um denWandel der Arbeit durch Digitalisierung und KI menschenzentriert zu gestal-

ten. Dies muss auch weiterhin gefördert
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